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23. November 2016, Ende der Rede

Es gilt das gesprochene Wort!


	Herr Oberbürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen, meine Herren,

ja, es ist in der Tat ein Erfolg, dass wir nach einer Dauer von 25 Jahren erstmals wieder einen ausgeglichenen Haushalt haben werden, an dem im Übrigen die Grünen zuerst in der schwarz-grünen Kooperation und dann in dem sogenannten “Viererbündnis“ maßgeblich beteiligt waren. Gleichwohl bietet der Ausgleich noch keinen Anlass zu ungebrochener Euphorie.
Denn zur Wahrheit gehört auch, dass unsere 2 ½ Mrd. Euro Kredite zur Liquiditätssicherung zu den höchsten Krediten im ganzen Land gehören, und auch der geplante Abbau von über 300 Mio. Euro an Kassenkrediten kein Spaziergang wird.

Auch das Zinsänderungsrisiko hängt wie ein Damoklesschwert über uns und zwingt uns förmlich zum Schuldenabbau, den wir allerdings – und das ist mittlerweile allen Beteiligten klar - nicht ohne einen erheblichen Schuldenteilerlass und ohne die Hilfe des Bundes und des Landes bewältigen können.
Wie Sie, Herr Oberbürgermeister, künftig an Probleme herangehen wollen, haben Sie in Ihrer Rede zur Haushaltseinbringung deutlich gemacht. Ihr Ansatz soll aus dem Dreiklang „Zuhören, verstehen, machen!“ bestehen. 
Ob dieser Dreiklang tatsächlich in eine harmonische Zukunftsmusik münden kann, wird sich noch zeigen müssen. Und zwar dann, wenn erste, ernsthafte Interessenskollisionen auch unpopuläre Entscheidungen von Ihnen fordern werden. 
Absehbar ist allerdings jetzt schon, dass es nicht ausreichen wird, zuzuhören, zu verstehen und dann zu machen. Vielmehr wird es auch aufgrund knapper finanzieller Ressourcen immer wieder ein Ringen um die besten Lösungen für die Stadt geben müssen.

Bei dem Ringen um die besten Lösungen für die Stadt  komme ich zwangsläufig zu der heute zu entscheidenden Vorlage zur Neuausrichtung der EVV und dem - bereits in den Medien diskutierten – 
Wechsel des Kämmerers in die Chefetage der Stadtwerke Essen.

In dieser zigsten Vorlage zur Neuausrichtung der EVV, zu der es ebenfalls zig Gutachten gibt, die sicherlich schon die Hälfte der sukzessive einzusparenden Summe von ca. 2 Mio. Euro ausmachen - steht faktisch nur, dass einerseits der Kämmerer Lars Martin Klieve und andererseits der Bezirksgeschäftsführer ver.di Essen, Lothar Grüll, als Geschäftsführer der EVV bestellt werden sollen.

Ungeachtet der hier genannten zwei Personen sei mir erlaubt darauf hinzuweisen, dass bereits am 29. Mai 2013 durch einen Ratsbeschluss die Verfahrensgrundsätze zur Neubesetzung von Geschäftsführer- und Vorstandspositionen in städtischen Beteiligungsgesellschaften von der Politik geregelt worden sind. 
In der heute zu entscheidenden Vorlage spiegelt sich jedoch nicht wieder, dass wir genauso gut die Möglichkeit gehabt hätten, die jetzt tätigen Geschäftsführer Herrn Dr. Schäfer von den Stadtwerken und Herrn Feller von der EVAG zumindest bis zum Ende ihrer Vertragslaufzeit bei den Stadtwerken und der EVAG als Geschäftsführer der EVV zu verlängern. Dies wäre erst einmal naheliegend gewesen, weil die EVV bereits jetzt schon faktisch keine Mitarbeiter*innen mehr hat und perspektivisch in ihrer Auflösung eh nur noch die Sicherstellung des steuerlichen Querverbunds zur Aufgabe hat. Darüber hinaus legen die Verfahrensgrundsätze zur Neubesetzung von Vorstandspositionen in den Beteiligungsgesellschaften auch lt. Antrag vom 29.05.2013 fest, dass das alleinige Entscheidungsrecht, ob bei absehbarer Vakanz eine Führungsposition neu besetzt wird, dem Rat obliegt. Last but not least haben wir ebenfalls beschlossen,
dass bei Neubesetzungen solcher Positionen eine Findungskommission zu gründen ist, in der alle Ratsfraktionen vertreten sind. Da bin ich ja mal gespannt!
Dass diese Ratsbeschlüsse hier so ohne Weiteres über Bord geworfen werden und auch die Politik sich mit ihren eigenen Beschlüssen nicht ernst nimmt, macht nicht nur Grüne fassungslos, sondern wird  auch draußen niemand verstehen. Vielleicht ist der hier gemachte Vorschlag ja auch unter allen Abwägungen der Beste, das mag ja sein, dann müssen Sie, Herr Oberbürgermeister, aber auch erklären, warum das so ist und warum hier aus guten Gründen beschlossene Verfahrensgrundsätze - an deren Beschlussfassung Sie beteiligt waren - keine Anwendung finden.

Dass es weitere Disharmonien zwischen uns, der GroKo und Ihnen, Herr Oberbürgermeister, gibt, wollen wir auch in einem weiteren Punkt nicht verschweigen:
Denn anders als Sie, Herr Oberbürgermeister, lehnen wir die Fortschreibung des im Haushalt 2015/2016 bereits angelegten Projektes SOS (Sicherheit, Ordnung, Sauberkeit), was für die SPD bedeutet: „Sozialdemokrat*innen ohne Sozialpolitik“, wegen anderer Prioritäten ab. Folgerichtig werden wir auch die im Haushalt etatisierte Erhöhung der Doppelstreifen von aktuell 12 auf 19 Stellen im Jahr 2017 genauso ablehnen, wie die nochmalige Erhöhung auf 25 Doppelstreifen im Jahr 2018. Der heutigen Presse war übrigens zu entnehmen, dass die SPD-Spitze auf Landesebene die Grüne Position in dieser Frage massiv unterstützt. 
Stattdessen beantragen wir, diese Stellenkapazitäten aufgrund des akuten Bedarfs im Bereich der Integrationsarbeit (wie von der Landes-SPD vorgeschlagen) und auch im Bereich der Unteren Immissionsschutz- und Landschaftsbehörde einzusetzen. 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen,
nun kommen wir zu dem Bereich Soziales, Schule und Integration, der auch als der gesellschaftliche Kitt bezeichnet werden kann, da er Sorge dafür trägt, dass der Zusammenhalt und der Frieden in unserer Stadt nicht gefährdet wird.
Deshalb begrüßen wir auch ausdrücklich die Aufstockung des Personals im JobCenter, um die Vermittlung von Menschen in Arbeit zu verbessern. 

Leider vermissen wir bei den für einen Haushalt komplett irrelevanten, weil eher für eine Präambel geeigneten Formulierungen der GroKo einen auch nur ansatzweise nachvollziehbaren, mit Zahlen unterlegten Haushaltsantrag, der uns zeigt, wie die GroKo die Zukunft einer sozialen Stadt Essen gestalten will. Deshalb werden wir auch beantragen, ihre Anfragen und Prüfaufträge zur weiteren Bearbeitung in die entsprechenden Fachausschüsse zu verweisen. Zu Zeiten des Viererbündnisses konnte sich die größte Oppositionsfraktion SPD ja wenigstens noch inhaltlich an uns reiben. 
Jetzt aber müssen wir mit Blick auf die SPD feststellen, dass die, die keinen eigenen Weg kennen, den Weg der Anderen gehen.
Dies ist besonders fatal angesichts einer der zentralen Herausforderungen, die uns auch für die nächsten Jahre auf vielfältigste Weise beschäftigen werden: 
Die Integration im Allgemeinen und die Integration der zu uns Geflüchteten.

In diesem Zusammenhang schließen sich Grüne ausdrücklich, Herr Oberbürgermeister, Ihrem Lob für die außerordentlichen Anstrengungen der Verwaltungsmitarbeiter*innen an, die sich mit großem Engagement der Aufgabe gestellt haben, die Aufnahme von Flüchtlingen auf den verschiedensten Ebenen zu realisieren.
In Ihrer Rede zur Haushaltseinbringung, Herr Oberbürgermeister, haben wir allerdings schmerzlich die Würdigung des herausragenden Engagements der vielen ehrenamtlichen Betreuer*innen in unserer Stadt vermisst, ohne deren ausdauernden Einsatz die bisher erreichten Integrationserfolge nicht hätten gelingen können. Auch fehlen uns konzeptionelle Vorstellungen darüber, wie diese sehr engagierten Bürger*innen auch zukünftig eingebunden und motiviert werden sollen. Zumal viele Ehrenamtler*innen über mangelhafte Information und Unterstützung seitens der Stadt klagen.
Wir gehen davon aus, dass die von uns beantragte Einrichtung von sogenannten „Welcome Points“ nach Düsseldorfer Vorbild dazu beitragen kann, die Zusammenarbeit zwischen ehrenamtlichen und hauptamtlichen Betreuer*innen und der Verwaltung zu verbessern. Zudem sollen sie den Flüchtlingen eine zentrale Anlaufstelle für ihre Fragen und Anliegen bieten.

Wenn es unser Ziel ist, nicht immer den Entwicklungen hinterher zu laufen, sondern endlich mal „vor die Lage zu kommen“, dann müssen wir das Thema Integration auch längerfristig denken und planen. Denn auch mit der Bewilligung des Asylantrags und dem Umzug in eine Privatwohnung entfällt ja nicht automatisch der Betreuungsbedarf. Die öffentlichen Hilferufe von kirchlichen Hilfsorganisationen und Pro Asyl haben deutlich gemacht, dass für die Betreuung von Geflüchteten in Wohnungen dringend ein Konzept und ausreichend Personal benötigt wird. Wir unterstützen diese Forderung deshalb mit einem entsprechenden Antrag.
Voraussetzung für eine erfolgreiche Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung - ob bei Einheimischen oder Flüchtlingen - ist ein gutes Bildungsangebot für alle.

Ein wahrer Segen ist es deshalb, dass wir gerade zur jetzigen Zeit durch das vom Land aufgelegte rund 82 Mio. Euro schwere Investitionsprogramm „Gute Schule 2020“ auch unsere Schulinfrastruktur deutlich verbessern können. Zumal sich durch fehlendes Personal in der Bauverwaltung und durch oftmals zu spät freigegebene Haushaltsmittel bei den insgesamt über 1.170 Schulimmobilien mittlerweile ein erheblicher Instandhaltungsrückstand gebildet hat 

Aber auch die Bundesregierung stellt der Stadt Essen im Rahmen des Gesetzes zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen (KInvFG) rund 64 Mio. Euro für konsumtive als auch investive Maßnahmen zur Verfügung. Weil diese Gelder auch in vorgegebenen Zeiträumen verausgabt werden müssen, halten wir es selbst bei einer Verlagerung von Teilaufgaben auf die städtische GVE für dringend geboten, die Bauverwaltung durch zusätzliche 15 Stellen in der Immobilienwirtschaft zu unterstützen. 
Herr Oberbürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen,

nun komme ich zu einem Bereich, der bewegend ist, weil er uns fortbewegt und für eine wachsende Stadt, die sogar im nächsten Jahr „Grüne Hauptstadt Europas“ sein wird, unerlässlich ist. Es geht um die Mobilität! 
Die Bundesregierung hat gerade erst im deutschen Klimaschutzplan festgelegt, dass der Verkehr seine Kohlendioxid-Emissionen bis 2050 um rund 40 Prozent gegenüber 1990 senken muss. Und die Stadt Essen hat sich mit der Bewerbung zur „Grünen Hauptstadt Europas“ das Ziel gesetzt, den Anteil der von den Essenerinnen und Essenern zurückgelegten Wege mit dem Fahrrad von derzeit 6 Prozent auf immerhin 25 Prozent im Jahr 2035 zu steigern. Auch der Anteil beim öffentlichen Nahverkehr soll sich von derzeit 19 Prozent bis zum Jahr 2035 auf die 25 Prozent Marke steigern.
Wir werden uns schnell darüber einig werden, dass dies durchaus ehrgeizige Ziele sind. Aber wir werden uns als Grüne auf den Weg machen, diese Ziele durch eine deutliche Förderung des Rad- und des öffentlichen Personennahverkehrs schrittweise zu erreichen.
Mit Ihrer Zustimmung zu unseren Anträgen können wir gemeinsam den Startschuss für eine Verkehrswende im Grüne Hauptstadt Jahr 2017 geben.
Hierfür wollen wir zum einen jährlich 2 Mio. Euro aus den Mitteln für den Straßenbau in den Radwegebau umschichten. Ziel ist es, bis 2018 die jetzt vorhandenen 41 Fahrradstraßen auf 100 Fahrradstraßen zu erhöhen und bereits vorhandene Radwege, die sich teilweise in einem katastrophalen Zustand befinden, mit diesen Mitteln wieder instand zu setzen.
Eine weitere, sehr wichtige Säule der Verkehrswende ist die Ausweitung der Angebotsstruktur im öffentlichen Personenverkehr. Das von der großen Koalition beschlossene Kontinuitätsszenario mit Sternchen bringt uns zur Erreichung der oben genannten Ziele dabei nicht wirklich ans Ziel.
So ist gerade in den Abend- und Nachtstunden das derzeitige Bus- und Bahnangebot in Essen einer Großstadt nicht würdig. In Düsseldorf und Dortmund hingegen fahren die Straßen- und U-Bahnen bis Mitternacht und sogar noch darüber hinaus. 
Neben einer Ausdehnung des Abend- und Nachtverkehrs zielen wir deshalb auch auf stark frequentierten Strecken auf kürzere Taktzeiten an den Wochenenden.
Dass die Vorhaltung eines einer Großstadt würdigen Angebots im öffentlichen Personenverkehr nie gewinnbringend, sondern immer ein Zuschussgeschäft sein wird, müsste mittlerweile allen Beteiligten aus Politik und Verwaltung ebenso klar sein wie die Tatsache, dass Angebotskürzungen im öffentlichen Personenverkehr die Anzahl der Fahrgäste stagnieren oder zurückgehen lässt. Das ist das Prinzip von Angebot und Nachfrage! Grüne wollen durch ein attraktives Angebot mehr Fahrgäste gewinnen und beantragen deshalb zusätzlich einen 6 Mio. Euro hohen Zuschuss für die Essener Verkehrs - AG - und hoffen auf eine Zustimmung der Großen Koalition und des Oberbürgermeisters! Denn gerade Sie, Herr Oberbürgermeister, betonen immer wieder, wie wichtig Ihnen die Stadt Essen als wachsender Wirtschaftsstandort ist. Und da der Öffentliche Verkehr die Lebensader im gesamten Ballungsraum Ruhrgebiet ist, legen gerade Unternehmen viel Wert auf eine gut ausgebaute und leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur. Darüber hinaus sollte es gerade der SPD ein Herzensanliegen sein, die akute Personalnot bei der EVAG - die seit dem letztem Jahr durch die Einsparung von über 6 Mio. Euro entstanden ist - aufzuheben. Zusammen genommen haben die engen Sparvorgaben für die EVAG auch etwas mit einer Anerkennungskultur zu tun, die leider bei den Beteiligungen seitens des Beteiligungsmanagements, des Kämmerers und in Teilen in der Politik fehlt. Dass die EVAG durch ihr umfassendes Restrukturierungsprogramm und die Forcierung regionaler Kooperationsansätze zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und damit zu einer nachhaltigen Entlastung des städtischen Haushaltes in Höhe von mehr als 20 Mio. Euro/p.a. beigetragen hat, findet keinerlei positive Erwähnung in den Stellungnahmen des Beteiligungsmanagements. 
Diese fehlende Anerkennungskultur trifft in besonderem Maße übrigens auch auf die Allbau AG zu, die allein in der Zeit von 2008 bis 2015 über 120 Mio. Euro an die Stadt abgeführt hat und von 2016 bis 2020 weitere 84 Mio. Euro an die Stadt abführen soll. Gleichzeitig schafft es die Allbau AG, städtebaulich von der Stadt und Politik gewünschte Projekte wie die gerade erst fertig gestellten Kastanienhöfe mit einem Investitionsvolumen von 55 Mio. Euro zu stemmen.

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass wir auch mit unserem Haushaltsausgleich in 2017 noch lange nicht am Ende unserer langen Reise sind, denn bis 2019 werden wir auf jeden Fall noch stark unter Beobachtung der Bezirksregierung stehen, weil wir dann die letzte Rate aus dem Stärkungspakt Stadtfinanzen beziehen werden und auch erwartet wird, dass wir unseren Schuldenberg minimieren.

Gerade die Tatsache, dass wir noch eine lange Reisestrecke vor uns haben, auf der wir uns keinen zusätzlichen Ballast in Form von neu erworbenen Einkäufen erlauben können, gilt es umso mehr, aus der selbstgeschaffenen Blase, in der Politik allzu häufig agiert, herauszutreten und unsere Politik, unsere Entscheidungen transparent und nachvollziehbar für die Bürger*innen zu gestalten.

Nur so können wir dem bashing gegen „die Politik der Etablierten“ etwas entgegensetzen.

Und das ist in der heutigen Zeit mehr denn je notwendig!!!

Unser herzlicher Dank für die bisher geleistete Arbeit gilt in diesem Falle ganz besonders Lars Martin Klieve - unabhängig davon, wohin seine Reise geht, zu der wir ihm alles Liebe und Gute wünschen - und selbstverständlich auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung, die in die Erstellung dieses Haushaltsplanentwurfs viel Zeit und Engagement investiert haben.
	


PAGE  
8

